
„Religiöse Vielfalt statt Zwangsemanzipation!“ 
 

- Aufruf wider eine Lex Kopftuch - 
 
 

Das Kopftuch-Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat eine breite Diskussion ausgelöst. Bei 

allem Verständnis für diese Meinungsvielfalt sehen wir doch mit Sorge, welche Richtung diese 

Diskussion an vielen Stellen nimmt und wie Islam und Fundamentalismus oft undifferenziert 

gleichgesetzt werden. Letztendlich geht es bei der Debatte wiederum um die Frage, ob wir zu 

einem gleichberechtigten Miteinander der Religionen in unserer Einwanderungsgesellschaft 

bereit sind. 

Sicherlich: Die Politisierung des Glaubens macht den Umgang mit dem Islam insgesamt und in 

Deutschland nicht einfach. Wir wissen um die demokratiefeindlichen, antisemitischen und frau-

enfeindlichen Strömungen im Islam, die nicht zu unserem Menschenbild und Verständnis von 

Emanzipation und Modernität passen. In Fragen der Werteordnung unserer Grundrechte gibt es 

keinen Spielraum. Wir alle verteidigen diese Rechte mit Entschiedenheit. Differenzen gibt es 

aber in der Frage, welches der bessere Weg ist. 

Kopftuch, Schleier und Burka sind für islamische Fundamentalisten Instrumente zur Unterdrü-

ckung der Frau und unverzichtbare politische Symbole. Das Tuch auf dem Kopf einer Frau 

kann also ein politisches Symbol sein.  

Klar ist daher: Sollte eine Kopftuchträgerin in eben dieser Weise in einer Schule agieren wollen, 

ist sie für den Beruf der Lehrerin nicht geeignet. Diesen Frauen sollte und kann mit Hilfe der 

individuellen Eignungsprüfung und dem Disziplinarrecht Einhalt geboten und sie so vom Schul-

unterricht ferngehalten werden. 

Wir wissen allerdings auch: Nicht jede muslimische Frau, die sich für das Kopftuch entscheidet, 

vertritt den politischen Islam oder sympathisiert mit ihm. Gerade Frauen in der Diaspora greifen 

auf das Kopftuch zurück, um mit Selbstbewusstsein ihr Anderssein zu markieren oder eine Dif-

ferenz im Verständnis von Sittsamkeit und Tugendhaftigkeit gegenüber der Aufnahmegesell-

schaft zu dokumentieren. Emanzipation und Kopftuch sind für viele Musliminnen eben kein Wi-

derspruch. 

Wenn wir om -1g fod[(abe[(individue untivechen evidradsiee Fra um und Kopftdnim em I)-ö( Dnteindli Bei )]TJ
0 -1.7268 TD
0.0011 Tc
-0.0002 T1(m Slnen esen )5tbeh, pat7)6. Tc8(eß Tuge)5, tre( DnWenn gm. Gerdst sie )ade Fr,rdst sie nen enar doch n B Ve Dif-



für Frauen ausreichenden – Instrumente der individuellen Eignungsprüfung und des Disziplinar-

rechts zur Verfügung. 

Es steht zu befürchten, dass das Verbot des Kopftuchs für Lehrerinnen die allgemeine gesell-

schaftliche Stigmatisierung derjenigen Frauen, die es tragen, vorantreibt. Mit der Botschaft, das 

Kopftuch sei per se politisch und gehöre daher verboten, wird diese Einordnung auch die Frau 

in der Arztpraxis, die Verkäuferin und vielleicht bald auch die Schülerin treffen. Dies kann nicht 

in unserem Sinne sein. Es gilt, muslimische Frauen auf ihrem Berufsweg zu stärken und es ih-

nen damit möglich zu machen, einen selbstbewussten, frei gewählten Lebensentwurf zu verfol-

gen. 

Durch ein Kopftuchverbot würden sich viele Muslime in der Einschätzung bestärkt fühlen, sie 

seien gesellschaftlich ausgegrenzt und chancenlos. Auf Ausgrenzungserfahrungen folgt häufig 

der Rückzug aus der Mehrheitsgesellschaft. Undemokratische islamische Organisationen wis-

sen dies auszunutzen, dies ist der Nährboden für radikale Gesinnungen. 

Nur wenn wir deutlich machen, dass wir nicht den Islam als Religion ablehnen, sondern uns 

gegen Fundamentalismus und antidemokratische Einstellungen verwahren, werden wir die 

Auseinandersetzung um den politischen Islam gemeinsam mit der muslimischen Bevölkerung 

führen können. 

Jenseits der Frage, ob man für eine striktere Säkularisierung der Institution Schule eintritt oder 

auch dort die religiöse Pluralität unserer Gesellschaft sichtbar werden lassen will, ist die Gleich-

behandlung aller Religionsgemeinschaften verfassungsrechtlich geboten. Eine unterschiedliche 

Behandlung islamischer Symbole gegenüber den christlichen und jüdischen ist integrationspoli-

tisch äußerst problematisch, verstärkt  Konflikte statt sie zu reduzieren. Ein von einem generel-

len Verdachtsmoment abgeleitetes Kopftuchverbot, das zudem noch geschlechtsspezifisch 

wirkt, wäre eine religiös bedingte Diskriminierung mit praktischen Berufsausschluss.  

Weil in vielen islamischen Ländern Frauen und Mädchen gezwungen werden, ein Kopftuch zu 

tragen, wollen wir sie zwingen, es abzusetzen. Fällt uns wirklich nichts Besseres ein, um ihnen 

zu mehr Bildung und Selbstbestimmung zu verhelfen? Oder wollen wir gar mit dem Kopftuch-

verbot alle religiösen Symbole in Bildungseinrichtungen verbieten? 

Wir appellieren an Politik und Gesellschaft, die Gleichstellung von muslimischen Mädchen und 

Frauen nicht am Nein zum Kopftuch fest zu machen.  
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